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Inhalt: | von denjenigen Arbeitern, welche vermöge ihrer Thätigkeit in gut fundirten 
und ſtets ausreichend beſchäftigten Werken der Großinduſtrie mit der Mög— 
5 5 } lichkeit zeitweiliger Arbeitsloſigkeit überhaupt nicht zu rechnen brauchen. 
Mittheilungen aus der Praxis. | Es iſt einleuchtend, daß es 2 enn ide ben muß, 1 
5 un RE A 955 i 1195 RN N ſetzt Opfer für eine Verſicherung zu bringen, von deren Vortheilen fie 
u ru I ; . ae einer Gemein rtretung, ; Rn f 155 ö . 15 j; 701 475 
weicher bag e deutſche Neichsralhs⸗ Abgeordnete den e e machen können. Der mehrfach IN der ſorialvolitiſchen 
gend zu erſuchen, alles aufzubieten, um eine beſtimmte Maßregel der Staats. Literatur aufgetauchte Gedanke, eine obligatoriſche Arbeitsloſenverſicherung 
verwaltung hintanzuhalten und es ſei vom Bürgermeister ein Rundſchreiben fir das ganze Gebiet des Reiches einzuführen, dürfte deshalb, ganz ab- 
die Ice 1 5 1 RL 110 geſehen von anderen ſchwerwiegenden Bedenken, von vornherein im Inter— 
le ittel zur Durch Uhrung der fraglichen * aßregel im Parlamente zu ne ’ 9 575 „ x 9 e A Kar) e . 
verweigern, überſchreitet die Grenzen der freien Meinungsäußerung. l . Theiles der Arbeiterſchaſt zurückzuſtellen e Trotzdem 
In Genaßhel. der Anordnung des S 4, it b des N die | iſt es intereſſant, ſich ein ungefähres Bild a 2 praktischen Conſequenzen 
Beſtimmung der Vereinsſtatuten über die Aufnahme neuer Mitglieder eine | zu machen, welche der Verſuch der Verwirklichung jenes Projectes haben 
jedermann klar erfichtliche und nicht blos durch die Auslegung allgemeiner [könnte. Dr. Georg Schanz, Profeſſor der Nationalökonomie in Würzburg, 
Beſtimmungen herſtellbare fein. 7 ſtellt in ſeiner neueſten Arbeit „Neue Beiträge zur Frage der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung“ in dieſer Beziehung unter anderem folgende Berechnung auf. 
Im Juni 1895 wurden 179.004 Arbeitsloſe in Deutſchland ge- 
— = = : zählt, im December 1895 553.640. Beide Zählungen lieferten alfo 
durchſchnittlich 356.322 Arbeitsloſe. Nimmt man an, daß dieſe Zahl 
Die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit.) der mittleren Jahresarbeitsloſigkeit entſpricht und jedem Arbeitsloſen zum 
NZ e ee. = ” 8 Unterhalt 1 Mark täglich verabreicht werden muß, ſo würden jährlich 
” Seitdem vor einigen Jahren verſchiedene Städte und Cautone der etwa 134 Millionen Mark erforderlich ſein, um den Folgen der Arbeits- 
Schweiz praktiſche Verſuche mit der Einführung einer Verſicherung der loſigkeit zu begegnen. Und da die Zahl der Arbeitsnehmer ſich im Juni 
Arbeiter gegen die üblen Folgen der Arbeitsloſigkeit unternommen haben, 1895 auf rund 15, 780.000 belief, jo würde jeder von ihnen wöchent- 
hat die Erörterung dieſer wichtigen Frage fortgeſetzt alle ſocialpolitiſch lich 16 Pfennig aufzubringen haben, um die Verſicherungsſumme zu 
denkenden und empfindenden Kreiſe beſchäftigt. In Deutſchland iſt man decken, in der allerdings die Koſten der Verwaltung nicht mit ent— 
dabei allerdings über theoretiſche Erörterungen kaum hinausgekommen. halten ſind N 
8 On machen dabei die von der Stadt Köln mit Hilfe gemein. Nach den Erfahrungen, die man in St. Gallen und anderswo ge— 
0 en ih e N begründete Stadt Lölniſche Verſicherungs⸗ macht hat, droht jede Arbeitsloſenverſicherung eine überaus koſtſpielige 
ai geg m a wi im Winter und eine in Stuttgart in's Leben Maſchine zu werden, und Profeſſor Schanz berechnet allein die Ver— 
0 Au 15 05 ae . 9— waltungskoſten, die eine auf das ganze Reich ſich erſtreckende Verſicherung 
. Es iſt denn auch nicht zu verwundern, weun man an die vöſung verurſachen würde, auf mindeſtens 14 Millionen Mark. Angeſichts der 
dieſer außerordentlich ſchwierigen ſocialpolitiſchen Aufgabe nur mit größter großen Verwaltungskoſten, womit ſchon jetzt unjere Arbeiterverſicherung 
Vorſicht und Zurückhaltung herautritt. Die in der Schweiz bisher unter⸗ behaftet iſt, wird man geringe Neigungen verſpüren, dieſe todten Ans— 
nommenen Verſuche können zur Nacheiferung nicht ſonderlich auregen, gaben noch um 14 Millionen zu vermehren. 
da fie fat alle als geſcheitert anzuſehen ſind. So hat man ſich z. B. in Abgeſehen hievon und von der Thatſache, daß das angeführte 
der Stadt St. Galleu, welche die Arbeitsloſigkeit durch Einführung einer Zahlenmaterial immerhin unſicher iſt, bleibt aber ein weiterer äußerſt 
Zwangsverſicherung befünpfen wollte, genöthigt geſehen, die Verſicherung wichtiger Umſtand zu beachten, der ſich hinſichtlich ſeiner finanziellen 
durch Volksabſtimmung wieder aufzuheben. Dabei iſt es von beſonderen Wirkungen jeder Berechnung entzieht. 1 
Werthe fef zustellen, daß dieſe Verſicherung in der Hauptſache au dem Ganz ſicher würde nämlich die Einführung einer Verſicherung 
Widerſtande der Arbeiter geſcheitert iſt. Geradezu unglaubliche Mühe ver gegen Arbeitsloſigkeit zu vielen Mißbräuchen führen. Arbeitsunluſtige 
urſachte es, die Arbeiter zu der geſetlich vorgeſchriebenen Anmeldung zu Perſonen würden durch fie verleitet werden, ſich um Arbeit überhaupt 
bewegen und trotz mehrfacher Aufforderungen und Strafandrohungen nicht oder nicht mit der nöthigen Entſchiedenheit zu bemühen. Auch bei 
mußte ein erheblicher ‚Bruchteil mit Strafen belegt werden. Auch die nicht geradezu arbeitsſcheuen, aber doch ſchwachen und willenloſen Per— 
Einziehung der Beiträge ſtieß auf unſagbare Schwierigkeiten, und die ſonen würde der Eifer, ſich um Arbeit umzuthun, ſicher erkalten, ſobald 
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Mahnzettel zählten nach Tauſenden. 15 5 Sl 5 15 e e 
a 628 TEE ie wahrnehmen, daß fie in jedem Falle gegen die fchlimmſten Folgen 
nn e e die Thatſache zum Ausdruck kommen, Nr Nice gedeckt ſeien. 

daß gerade der beſſer geſtellte Arbeiter von vornherein ein Gegner der Es iſt daher begreiflich, daß angeſichts diefer und anderer Bedenken 


obligatoriſchen Arbeitsloſenverſicherung fein muß. Namentlich gilt das der Gedauke einer obligatoriſchen Arbeitsloſenverſicherung in Deutſchland 
aus dem Stadium theoretiſcher Erörterungen bis jetzt nicht herausge— 
) Aus der „Deutſchen Gemeinde-Zeitung“. kommen iſt. 


Vor Kurzem hat nun die Behandlung dieſer wichtigen Materie 
dadurch einen neuen Anſtoß erhalten, daß die Deutſche Volkspartei die 
Frage der Begründung einer Arbeitsloſenverſicherung auf die Tages⸗ 
ordnung ihres diesjährigen Parteitages geſetzt hatte. Der bekannte Heraus— 
geber der „Frankfurter Zeitung“ Leopold Sonnemann hatte ſchon im 
Vorjahre einen diesbezüglichen Geſetzentwurf ausgearbeitet, der in dieſem 
Jahre nach erfolgter Prüfung durch einen beſonderen Ausſchuß in ver— 
änderter Geſtalt von neuem zur Discuſſion geſtellt wurde. 

Dieſer Geſetzentwurf unterſcheidet Arbeiter, bei denen die Arbeits- 
loſigkeit nicht zu gewiſſen Jahreszeiten wiederkehrt, und ſolche, bei denen dies 
der Fall iſt; jede dieſer Claſſen iſt in drei Stufen je nach dem Einkommen 
getheilt. Der Beitritt ſoll obligatoriſch ſein; für die Beiträge der Arbeiter 
und Arbeitgeber ſind wöchentliche Maximalbeiträge angenommen, die in 
der höchſten Claſſe (Saifonarbeiter mit mehr als 24 Mark Wochenlohn) 
für den Arbeiter 40 Pfennig, für den Arbeitgeber 20 Pfennig betragen, 
während der Zuſchuß der Gemeinde nicht 4 Mark jährlich für die 
ſtändigen und 6 Mark für den Saiſonarbeiter überſteigen ſoll. Der 
Mindeſtbetrag der Leiſtung iſt 1 Mark, der Höchſtbetrag 2 Mark täg— 
lich, verheiratete Arbeiter erhalten mehr. Die Verwaltung der Caſſe 
erfolgt durch die Gemeinde. Mit der Caſſe ſoll ein Arbeitsnachweis ver 
bunden werden. Ob die Caſſe eingeführt werden ſoll, iſt für jede einzelne 
Gemeinde Sache freier Entſchließung. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt der § 11 dieſes Geſetzentwurfes, 
welcher folgendermaßen lautet: 

1. Jedes Mitglied der Anſtalt hat ſechs Tage nach erwieſener 
Arbeitsloſigkeit Auſpruch auf Unterſtützung. Vorausſetzung der Unterſtützung 
iſt die Zahlung von mindeſtens 26 Wochenbeiträgen an die Caſſe. 

II. Bei Streiks und in Fällen von Krankheit, Unfall, Invalidität, 
oder im Falle, daß der Verſicherte eine ihm angebotene, feiner Aus— 
bildung oder ſeinen Fähigkeiten entſprechende Arbeitsſtelle ablehnt, wird 
keine Unterſtützung gewährt. 


III Die Unserſchuldetheit der Arbeitsloſigkeit iſt im Uebrigen 


vorauszuſetzen, bis dem die Unterſtützung verlangenden Arbeitsloſen die 
Verſchuldung nachgewieſen iſt. Schuldig iſt der Arbeitnehmer an der 
Arbeitsloſigkeit insbeſondere in folgenden Fällen: 
a) Grundloſes Verlaſſen der Arbeit. Im Falle des Zutreffens von 
§ 124 der Gewerbeordnung, Ziffer 1—5, iſt das Verlaſſen der 
Arbeit nicht grundlos. 


b) Xerfuft der Arbeitsgelegenheit infolge der Kündigung des Arbeiters. 
e) Verluſt der Arbeitsgelegenheit in Fällen der Gewerbeordnung 
es verfrüht und im höchſten Grade bedenklich iſt, an die Verwirklichung 


§ 123, Ziffer 1 7 mit der Ausnahme des S 123, Abſatz 2. 

Die Geſammtkoſten einer ſolchen Arbeitsloſenverſicherung wurden 
von dem Urheber des Geſetzentwurfes auf 30—40 Millionen Mark 
veranſchlagt. Die Beſchlußfaſſung über den Geſetzentwurf wurde ausge— 
ſetzt, ſo das ſich der Parteitag der Deutſchen Volkspartei im nächſten 
Jahre wiederum mit der Frage der Arbeitsloſenverſicherung zu beſchäftigen 
haben wird. 

Einen ganz ähnlichen Geſetzentwurſ hat vor Kurzem der Stadtrath 
der Stadt Zürich fertiggeſtellt. Der Geſetzentwurſ umfaßt nur fünf Bara- 
graphen, welche den Gemeinden das Recht zur obligatoriſchen Arbeits— 
loſenverſicherung gewähren, die Grundzüge für eine beſondere Verordnung 
über die Geſtaltung der Verſicherung im Einzelnen enthalten und den 
Gemeinden den Auſpruch auf einen angemeſſenen Staatsbeitrag an die 
Arbeitsloſenverſicherung einräumen. Die Verordnung umfaßt 39 Artikel. 
Sie erklärt alle Lohnarbeiter beiderlei Geſchlechts, welche in der Stadt 
Zürich wohnen und arbeiten, vom vollendeten 16. Altersjahre an und 
bis zu einem durchſchnittlichen Tagesverdienſt von 5 Franes verſicherungs 
pflichtig; die Bauarbeiter unterliegen aber auch dann der Verſicherungs 
pflicht, wenn ihr durchſchnittlicher Tagesverdienſt mehr als 5 Francs, ihr 
Jahreslohn jedoch nicht mehr als 2000 Francs beträgt. Ausgeſchloſſen 
von der Verſicherung ſind die Wanderarbeiter im Baugewerbe, ſowie die 
minderjährigen Arbeiter und Arbeiterinnen mit einem durchſchnittlichen 
Tagesverdienſt von weniger als 2 Francs. Die Arbeiter der Baugewerbe 
bilden eine und alle übrigen Arbeiter eine zweite Gruppe. Mit der Ver— 
ſicherungsanſtalt wird auch ein Arbeitsnachweis verbunden. Die Ver— 
waltungscounniſſion beſteht aus 17 Mitgliedern, 10 davon wählen die 
Arbeiter, 6 die Unternehmer und 1, den Vorſitzenden, der Stadtrath. 
Die Commiſſionsmitglieder beziehen ein Sitzungsgeld von 4 Francs. Den 
Verwalter wählt auf Vorſchlag der Commiſſion der Stadtrath; ſeine 
Jahresbeſoldung beträgt 3500 — 5000 Francs. Für die Beiträge iſt jede 
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der beiden Gruppen in drei Lohnclaſſen eingetheilt. Die Verſicherten der 
erſten Gruppe zahlen bei einem Taglohn von 3 Francs 10 Centimes, 
bis 4 Francs 15 Centimes, bis 5 Francs 20 Centimes; der zweiten 
Gruppe (Bauarbeiter) 30, 45 und 60 Centimes wöchentlich. Die Unter- 
nehmer haben für jeden Verſicherten der erſten Gruppe 10 und der zweiten 
Gruppe 30 Centimes wöchentlich zu den Wocheubeiträgen der Arbeiter 
zu leiſten. Die Stadt trägt die Koſten der Verwaltung und leiſtet außer⸗ 
dem im erſten Jahre einen Beitrag von 70.000 Francs, ſpäter je ein 
Fünftel der Verſicherungsausgaben des Vorjahres, immerhin nicht weniger 
als 30.000 Francs und nicht mehr als 70.000 Francs. Nach 26wöchent 
licher Beitragsleiſtung wird der Verſicherte unterſtützungsberechtigt, und 
zwar für die Dauer von 60 Tagen. Die tägliche Unterſtützung beträgt 
in der erſten Claſſe 1˙20 Francs, für Arbeitsloſe, welche Angehörige zu 
unterhalten haben, 1˙50 Fraucs, in der zweiten Elaſſe 140, reſpective 
180 Francs, in der dritten Claſſe 1˙50, reſpective 2˙20 Francs. Nach 
ſechstägiger Arbeitsloſigkeit hat jeder Verſicherte Auſpruch auf Unter— 


ſtützung, wenn ihm nicht eine feinem Berufe und feinen Kräften ange— 


meſſene Arbeit zu den nach Ort und Jahreszeit üblichen Löhnen ange— 
wieſen werden kann. Die Verſicherungsanſtalt darf Arbeitsloſen nicht 
Stellen aubieten, die durch Streik der Arbeiter oder durch Ausſperrung 
ſeitens der Unternehmer frei geworden ſind. Dagegen werden Streikende 
nicht unterſtützt. Ein etwaiger Einnahme⸗Ueberſchuß der Jahresrechnung 
wird zur Bildung eines Reſervefonds verwendet, bis der letztere die 


Höhe von 300.000 Franes erreicht hat. Iſt dieſe Höhe erreicht, ſo können 


entweder die Arbeiterbeiträge reducirt oder die Unterſtützungsbeiträge er— 
höht werden. Andernfalls können auch die Beiträge erhöht, reſpective die 
Unterſtützung vermindert werden. Zuwiderhandlungen gegen die Verord 
nung können mit Polizeibuße bis zu 500 Francs beſtraft werden. 

Nach der beigegebenen Begründung kommen 20.000 Berfüherungs- 
pflichtige in Betracht, wovon 14.000 auf die erſte und 6000 auf die 
zweite Gruppe entfallen; von der erſten werden 10% — 1400 und von 
der anderen 45% = 2700, die arbeitslos werden, angenommen. 

Bis zur Erledigung der Vorlage dürfte eine geraume Zeit ver- 
gehen. Zunächſt ſoll der Geſetzentwurf nach der Berathung durch den 
Großen Stadtrath den Cantonsrath als Initiativbegehren eingereicht 


werden, worüber in der Folge eine Volksabſtimmung ſtattzufinden hat. 


Erſt dann, wenn ein Geſetz vorliegt, kann der Verordnungsentwurf De- 
rathen werden. 

Obwohl es in höchſtem Grade wünſchenswerth iſt, daß das ſociale 
Elend der Arbeitsloſigkeit nach Möglichkeit eingedämmt wird, vertreten 
wir, ſchreibt die „Concordia“, doch nach wie vor den Standpunkt, daß 


des Projectes der Arbeitsloſenverſicherung ſchon jetzt heranzutreten. 

Schon bei oberflächlicher Betrachtung der vorſtehend beſprochenen 
Geſetzentwürfe treten ſo ſchwerwiegende und ſo mannigfache Bedenken 
zutage, daß die Ausſicht auf eine erfolgreiche Durchführung dieſer Ver— 
ſicherung von vorneherein ſehr gering erſcheinen muß. 

Das eine muß immer und immer wieder hervorgehoben werden, 
daß eine Arbeitsloſenverſicherung nicht denkbar und gar nicht durchzuführen 
iſt ohne engſten Zuſammenhang mit dem Arbeitsnachweis. Erſt wenn 
dem Arbeiter Arbeitsgelegenheit ſchlechterdings nicht mehr nachzuweiſen 
iſt, darf und kann die Arbeitsloſenverſicherung für ihn eintreten. 

Bei dem derzeitigen Stande des Arbeitsnachweiſes iſt es aber 
keineswegs möglich, alle vorhandene Arbeitsgelegenheit auszunutzen. Selbſt 
zu Zeiten großer Arbeitsloſigkeit in einzelnen Städten hat es daneben 
und oft in allernächſter Nähe immer noch Städte und Landſtriche ge— 
geben, in welchen Arbeitsgelegenheit im Uebermaß vorhanden war, während 
es an Arbeitskräften mangelte. Hier den Ausgleich herbeizuführen und 


dadurch die Arbeitsloſigkeit, wenn nicht ganz, ſo doch zum großen Theile 


zu beſeitigen, iſt die Aufgabe einer weit verzweigten, gut ausgebildeten 
und geleiteten Organiſation des Arbeitsnachweiſes. Obwohl gerade in den 
letzten Jahren in dieſer Richtung erfreuliche Fortſchritte gemacht worden 
ſind, iſt doch noch lange nicht das erreicht, was erreicht werden kann 
und erreicht werden muß. So lange das aber noch nicht geſchehen iſt, 
wird man auch an die Einführung einer Arbeitsloſenverſicherung nicht 
denken dürfen. Der Kampf gegen das Uebel der Arbeitsloſigkeit wird 
vielmehr zunächſt immer noch unter dem Geſichtspunkte möglichſter Aus⸗ 
geſtaltung des Arbeitsnachweiſes zu führen ſein. 


Wlittheilungen aus der Praxis. 


Die freie Meinungsäußerung umfaßt alles, was ſich noch nicht als 
Imgesung der Meinung in die That darſtellt. Der Beſchluß einer 
Gemeindevertretung, welcher dahin geht, es ſeien ſämmtliche deutſche 


Reichsraths⸗Abgeordnete dringend zu erſuchen, alles aufzubieten, um handelt. Es iſt auch ſchon häufig vorgekommen, daß Länder, Bezirke 


eine beſtimmte Maßregel der Staatsverwaltung hintanzuhalten und es 
jei vom Bürgermeiſter ein Rundſchreiben an die bezüglichen Reichs⸗ 
raths⸗Abgeordneten mit der Aufforderung zu richten, die Mittel 
zur Durchführung der fraglichen Maßregel im Parlamente zu ver⸗ 
weigern, überſchreitet die Grenzen der freien Meinungsäußerung. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 12. Jänner 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Dr. Emil 
Rochowanski, Bürgermeiſters von Troppau, namens der Gemeinde 
vertretung, gegen die k. k. ſchleſiſche Landesregierung und das k. k. Mini 
ſterium des Innern wegen Verletzung verfaſſungsmäßiger Rechte, nämlich 
des Rechtes der freien Meinungsäußerung und des Petitiousrechtes der 
Stadtgemeinde Troppau, zu Recht erkannt: Durch den Erlaß des 
k. k. ſchleſiſchen Landespräſidiums vom 18. September 1897, Z. 314 
praes., und den denſelben beſtätigenden Erlaß des Miniſteriums des 


Innern vom 27. October 1897, Z. 32.977, hat eine Verletzung des 


ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten Rechtes auf freie Meinungsäußerung 
und des Petitionsrechtes der Stadtgemeinde Troppau nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Mit dem Erlaſſe des k. k. ſchleſiſchen Landespräſidiums 
vom 18. September 1897, 3. 3149 praes., wurde die Vollziehung des 
Beſchluſſes des Troppauer Gemeinderathes vom 15. September 1897, 
betreffend eine Reſolution gegen die Verſtaatlichung des tſchechiſchen 
Privatgymnaſiums in Troppau, unterſagt. Dem an das k. k. Miniſterium 


ergriffenen Recurſe wurde mit dem Miniſterialerlaſſe vom 27. Oc 
That darſtellt, und wäre der Beſchluß der Gemeinde Troppau innerhalb 


tober 1897 keine Folge gegeben. 

Der Troppauer Gemeinderath ſieht in dieſen Erläſſen eine 
Verletzung des Rechtes der freien Meinungsäußerung und des Petitions— 
rechtes und erhebt deshalb die Beſchwerde an das Reichsgericht. Die 
Siſtirung erfolgte mit der Begründung, daß in dem Schlußabſatze der 
Reſolution die deutſchen Reichsraths⸗Abgeordneten erſucht werden, im 
Sinne der Reſolution thätig zu ſein, und daß in dem Zuſatzantrage zu 
derſelben das Executivorgan der Gemeinde beauftragt wurde, den Re 
ſolutiousbeſchluß in beſtimmter Weiſe in Vollzug zu ſetzen, und daß 
demnach der Troppauer Gemeinderath ſich nicht im Rahmen der freien 
Meinungsäußerung gehalten, ſondern den geſetzlichen Wirkungskreis 
überſchritten habe. Was nun den Schlußabſatz der Reſolution betreffe, 
jo werden in demſelben die deutſchen Reichsraths-Abgeordneten nur 
erſucht, gegen die Verſtaatlichung des tſchechiſchen Gymnaſiums Stellung 
zu nehmen. Dieſe Faſſung ſtelle ſich nur als die Aeußerung eines 
Wunſches und gewiſſermaßen als der logiſche Abſchluß der vorher aus— 


geſprochenen Anſchauung dar und gehe über den Rahmen der freien 


Meinungsäußerung nicht hinaus, denn dieſe umfaſſe alles, was ſich 
noch nicht als Umſetzung der Meinung in die That darſtelle, als welche 
die Reſolution gewiß nicht aufgefaßt werden könne. Die Regierung habe 
ſomit das Recht der freien Meinungsäußerung verletzt, umſomehr, als 
fie den ganzen Reſolutiousbeſchluß ſiſtirte, alſo auch jenen Theil 
desſelben, der nach ihrer eigenen Anſchauung keinerlei Ueberſchreitung 
der freien Meinungsäußerung involvirt. Dasſelbe gilt betreffs des Zuſatz 
antrages; die Regierung hat ſelbſt dann, wenn dieſer Zuſatz zu be— 


anſtäuden wäre, dadurch, daß ſie nicht blos denſelben, ſondern auch den | 
Hauptbeſchluß inhibirte, das Recht der freien Meinungsäußerung verletzt. 


In dem Vorgehen der Regierung liege auch die Verletzung eines anderen 


ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten Rechtes, nämlich des Petition 


rechtes. In dem aus Anlaß eines anderen Falles erfloſſenen Erkenntniſſe 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 16. November 1887 heiße es: „Jede 
Gemeinde kann in die Lage kommen, in Angelegenheiten, welche nicht 


ausdrücklich ihrem Wirkungskreiſe zugewieſen find, eine Thätigkeit zu 
entwickeln, die, inſolange fie den beſtehenden Geſetzen nicht zuwiderläuſt, 


nicht beanſtändet werden kaun. Zu dieſem neutralen Gebiete muß ins 
beſondere auch das Recht, ſich in öffentlichen Angelegenheiten ſrei zu 
äußern, gezählt werden, da dieſes Recht verfaſſungsmäßig jedermann 
und insbeſondere auch den Gemeinden zuſteht.“ Die Verſtaatlichung des 
iſchechiſchen Gymnaſimus in Troppau iſt aber eine öffentliche Angelegenheit, 
und zwar eine ſolche, welche das Intereſſe der Stadt Troppau weſentlich 
trifft. Es ſteht alſo der Stadt Troppan frei, ſich in dieſer Angelegenheit 
an den Reichsrath oder an das k. k. Unterrichts⸗Miniſterium in einer 
Petition zu wenden. Dieſes Recht ſchließt auch zweifellos das Recht ein, 
daß ſich die Staatsbürger an die in öffentlichen Stellungen befindlichen 


Einzelperſonen mit dem Anſuchen um eine Haltung oder Einflußnahme 
wenden. Thatſächlich haben auch ſchon unzählige Gemeinden in An— 
gelegenheiten, welche ihre materiellen Intereſſen berühren, dieſen Weg 
betreten, ohne beanſtändet zu werden. Ein gleiches Vorgehen müſſe 
geſtattet ſein, wo es ſich um die geiſtigen oder nationalen Intereſſen 


und Gemeinden um Errichtung von Hochſchulen, Mittelſchulen oder 
jonjtigen Bildungsanſtalten petitionirten und von ihren Abgeordneten 
eine Einflußnahme in öffentlichen Beſchlüſſen verlangten. Daß die Korn 
des Gemeinderathsbeſchluſſes der Stadt Troppau den beſtehenden Geſetzen 
zuwiderlaufe, wurde von der Regierung in ihren Erläſſen nicht behauptet. 

Es wird daher die Bitte geſtellt: 

Das Reichsgericht geruhe zu erkennen, das k. k. ſchleſiſche Landes 
präſidium habe durch den Erlaß vom 18. September 1897, 3. 3159 praes., 
und das k. k. Miniſterium des Innern durch den denſelben beſtätigenden 
Erlaß vom 27. October 1897, Z. 32.977, das ſtaatsgrundgeſetzlich 
gewährleiſtete Recht der Stadtgemeinde Troppau auf freie Meinungs⸗ 
äußerung und das Petitionsrecht derſelben oder aber wenigſtens das 
letztere verletzt. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Aus den Adminiſtrativacten it nicht zu entnehmen, was nicht 
ſchon in der Darſtellung des Sachverhaltes enthalten wäre. Bei der 
mündlichen Verhandlung wurden lediglich die dargeſtellten Beſchwerde 
gründe von beiden Seiten erörtert. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichtes gründet ſich auf folzende 
Erwägungen. 

Die freie Meinungsäußerung umfaßt, wie die Beſchwerde ſelbſt 
anführt, alles, was ſich noch nicht als Umſetzung der Meinung in die 


diefer Grenzen geblieben, jo wäre die Siſtirung desſelben möglicher- 
weiſe ein Uebergriff; es iſt aber in dieſem Beſchluſſe das dringende 
Erſuchen an ſämmtliche deutſche Reichsraths-Abgeordnete enthalten, alles 
aufzubieten, um die Verſtaatlichung des tſchechiſchen Privatgymnaſiums 
in Troppan hintanzuhalten, und in dem Zuſatzautrage wird das Bürger— 
meiſteramt erſucht, ein die Verhältniſſe aufklärendes Rundſchreiben an 
ſämmtliche deutſche Reichsraths-Abgeorduete ohne Unterſchied der Partei⸗ 
ſtellung mit der Aufforderung zu richten, die Mittel zur Verſtaatlichung 
des Gymnaſiums im Parlamente zu verweigern. 

Durch dieſes Erſuchen an die deutſchen Reichsraths-Abgeordueten 
und durch die Annahme des Zuſatzantrages, womit das Bürgermeiſteramt 
aufgefordert wird, ein Rundſchreiben an ſämmtliche deutſche Reichsraths⸗ 
Abgeordnete mit der Aufforderung zu richten, die Mittel zur Verſtaat— 
lichung des Gyumaſiums im Parlamente zu verweigern, hat der Gemeinde 
rath von Troppau die bloße Meinungsäußerung überſchritten und zu 
Mitteln der Umſetzung der Meinung in die That gegriffen. 

Eine Verletzung des Petitionsrechtes iſt ſchon darum aus— 
geſchloſſen, weil es ſich bei der Petition um ein direct an Behörden, 
Körperſchaften und dgl. gerichtetes Auſuchen handelt, wovon hier nicht 
die Rede iſt. Eine Petition iſt der Beſchluß des Gemeinderathes Troppau 
weder dem Inhalte, noch der Form nach. 

Eine Verletzung des Petitionsrechtes kann aber nicht ſtattgefunden 
haben, wo eine Petition gar nicht beſchloſſen wurde. 

Daß endlich der ganze Beſchluß und nicht blos die beanſtäudeten 
Theile desſelben ſiſtirt wurden, kann keinen Gegenſtand der Beſchwerde 
bilden, da der Beſchluß ſchon nach ſeiner Formulirung und ebenſo nach 
ſeiner Tendenz ein Ganzes bildet. 

Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 12. Jänner 1898, Z. 439 ex 1897.) 


In Gemäßheit der Anordnung des S+, lit. b des Vereinsgeſetzes 


muß die Beſtimmung der Vereinsſtatuten über die Aufnahme neuer 
Mitglieder eine jedermann klar erſichtliche und nicht blos durch die 
Auslegung allgemeiner Beſtimmungen herſtellbare ſein. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 13. Jänner 1898 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Johann 
Engliſch, Beamten der ſtädtiſchen Krankencaſſe in Krakau, des Vincenz 
Cſekay, Schloſſers, und des Franz Sulczewsli, Steinmetzes, durch Dr. Adolf 
Groß in Krakau, gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 28. September 1897, Z. 28.530, wegen Unterſagung 
der Bildung eines Rechtshilfevereines in Krakau, zu Recht erkannt: Durch 
die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 28. September 
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1897, Z. 28.530, hat eine Verletzung des ſtaatsgrundgeſetzlich gewähr— 
leiſteten Rechtes, Vereine zu bilden, nicht ſtattgefunden. 

Gründe Die Beſchwerde iſt gegen die Entſcheidung des Mini— 
fteriums des Innern vom 28. September 1897, Z. 28.530, gerichtet, 
mit welcher die Bildung des Rechtshilfevereines in Krakau unterſagt 
wurde. 

Die Beſchwerdeführer motiviren die Beſchwerde wie folgt: In 
der citirten Entſcheidung des Miniſteriums wird als Abweiſungsgrund 
angegeben, daß die SS 1 und 2 der Statuten zu allgemein gefaßt ſind, 
io daß eine unberechtigte und verbotene Parteienvertretung zuläſſig wäre. 


keine Rede fein und es müßte, wenn das Verbot des Vereines gerecht 


fertigt ſein ſollte, die Anſtellung von Perſonen beabſichtigt ſein, welche, 
ohne berechtigte Rechtsfreunde zu fein, in denjenigen Streitſachen, in 


welchen ſich die Parteien eines Rechtsfreundes bedienen müſſen, unbefugter 
Weiſe im Namen von Parteien einzuſchreiten hätten. Es iſt unbegreiflich, 
welche Beſtimmung der Statuten zu dieſer im Miniſterialerlaſſe ent— 


haltenen Interpretation Anlaß gegeben habe. Es heißt ja im § 1, daß 


der Verein ſeinen Zweck erreicht durch von ſeinen Vertrauensmännern 
gewährleiſtete oder durch den Verein vermittelte Rechtsbeiſtandſchaft. 
Laut $ 6 des Vereinsgeſetzes könne ein Verein nur dann unterſagt werden, 
wenn er nach feinem Zwecke oder nach ſeiner Einrichtung geſetz- oder 
rechtswidrig oder ſtaatsgefähr lich iſt. Keiner von dieſen Fällen ſei hier 
vorhanden. Es iſt nirgends in den Statuten erwähnt, daß die Vertrauens— 
männer des Vereines eben nicht Advocaten fein werden, im Gegentheile, 
im S 2 heißt es: „durch alle ſonſtigen geſetzlichen Mittel,“ wodurch 


deutlich hervorgehoben wird, daß überhaupt eine Geſetzübertretung gar 
nicht bezweckt wird. Der $ 6 des Vereinsgeſetzes verlange zur Unter- 


ſagung der Vereinsbildung, daß geradezu geſetzwidrige Zwecke aus den 
Statuten erſichtlich ſeien, und es genüge nicht, wenn blos die Möglichkeit 
einer Geſetzesübertretung hineininterpretirt wird. Es beſteht keine Gefahr. 
daß der Verein durch Kenntnißnahme der vorliegenden Statuten die 
Berechtigung erlange, durch Perſonen, die nicht Advocaten ſind, ſeine 
Mitglieder in Fällen vertreten zu laſſen, wo die Vertretung durch 
Advocaten obligatoriſch iſt. Es kann demnach auch nicht geſagt werden, 
daß der Verein geſetzwidrig oder rechtswidrig ſei. Der zweite Abweiſungs⸗ 
grund beſteht darin, daß die Statuten nicht der Vorſchrift des § 4 


Vereinsgeſetz entſprechen, weil dieſelben den Umſtand, wer über die Auf- 


nahme der Mitglieder zu entſcheiden hat, nicht enthalten. Der S 10 der 
Statuten enthalte aber die Beſtimmung, daß der Vorſtand überhaupt 
alle den Verein betreffenden Anordnungen mit Ausnahme jener, die 


ausdrücklich der Vereins verſammlung vorbehalten ſind, zu treffen 


habe. Es ſei dadurch vorgeſehen, daß der Vorſtand die Mitglieder auf— 
nimmt. In den Uebergangsbeſtimmungen iſt ferner vorgeſehen, daß 
diejenigen, welche wegen behördlicher Kenntnißnahme des Vereines ein— 
ſchreiten, den proviſoriſchen Vereinsvorſtand bilden. Dieſe haben alſo 


die erſten Mitglieder aufzunehmen. Es ſeien daher die Beſtimmungen 


über die Aufnahme der Mitglieder allerdings getroffen. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Das Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen aus: 

Der § 4 Vereinsgeſetz ordnet ausdrücklich unter lit. b) an, daß 
aus den Statuten die Art der Bildung und Erneuerung des Vereines 
zu entnehmen ſein muß. Nach dieſer Anordnung muß die Beſtimmung 


der Statuten über die Aufnahme neuer Mitglieder eine jedermann klar 
oder politiſche Prüfung zu erbringen. 


erſichtliche und nicht blos durch die Auslegung allgemeiner Beſtimmungen 
herſtellbare ſein. Da nun in dem vorliegenden Entwurfe der Statuten 
von der Erneuerung des Vereines und insbeſondere über die Art der 
Aufnahme neuer Mitglieder gar nichts ausdrücklich enthalten iſt, fo 
erſcheint der diesfällige Grund der Verweigerung der Kenntnißnahme der 
Statuten vollkommen gerechtfertigt und es liegt daher in dieſer Richtung 
keine Verletzung des Rechtes, Vereine zu bilden, vor. 

Wenn es ſonach ſchon aus dieſem Grunde nicht zuläſſig erſcheint, 
den Erlaß des Miniſteriums des Innern als eine Verletzung des ſtaats— 
grundgeſetzlich gewährleiſteten Rechtes, Vereine zu bilden, enthaltend zu 
erklären, fo iſt es eigentlich überflüſſig, den anderen Grund der Ver— 
weigerung der Kenntnißnahme der Statuten, nämlich die zu allgemeine 
Faſſung des Wortlautes der SS 1 und 2 derſelben, wonach dieſelben 
eine ungeſetzliche Vertretung und die Ausübung der Winkelſchreiberei 
in ſich ſchließen würden, zu prüfen; es fei aber in dieſer Hinſicht 
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bemerkt, daß die ‚Ss und 2 in der That nicht mit voller Klarheit 
und mit der nöthigen Vorſicht ſtiliſirt find, um jeden Mißbrauch aus- 
zuſchließen. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 13. Jänner 1898, 3. 441 ex 1897.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Hoch. 


Freiherrn v. Winterſtein den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe tarfrei 
Es heißt aber im SI der Statuten deutlich, daß die Ertheilung und 
Vermittlung von Rechtshilfe jeder Art an die Mitglieder des Vereines 
unentgeltlich geleiſtet wird. Es kann daher von Winkelſchreiberei 


verliehen. a 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Reichs-Fimanzminiſterium 
dh. Grafen Pongräcz v. Szeut-Miklöôs u. Ovär das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens, dem Sectionsrathe in dieſem Miniſterium Heinrich Dobra den 
Orden der eiſernen Krone III. Elaſſe und dem Hilfsämter-Director daſelbſt 
Fz. Taſch den Titel und Charakter eines Regierungsrathes, ſämmtlichen taxfrei, 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Carl Herrmann ii Prag 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Adelſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterigl⸗Secretären im Miniſterium des Innern 
Anton Simonelli und Stefan Freiherrn v Keiegs-Au den Titel und 
Charakter eines Seetionsrathes, beiden tarfrei, verliehen. 

Se. Majeſtät haben deim Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium des Innern 
Carl Deperis das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Sceretär im Miniſterium des Innern 
Dr. Joh. Kieres den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der nieder⸗oſterreichiſchen Finanz: 
Landesdirection Dr. Joſef Ritter v. Bauer das Ritterkreuz des Franz Joſefs⸗ 
Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Wardein des k. k. Hauptmünzamtes Joh. Wienke 
den Titel und Charakter eines Oberwardeins verliehen. 


Erledigungen. 
Praktitanten ſtelle mit 600 fl. Adjutum jährlich bei der Bibliothek 


der k. k. techniſchen Hochſchule in Brünn bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 46.) 


Mehrere Zollamtspraktikantenſtellen beim k. k. Hauptzollamte 
in Wien, vorläufig ohne Adjutum bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 49.) 

Eine Hauptſteueramts-Controlor-, eventuell eine Steuer 
einnehmersſtelle in der IX., eventuell eine Steueramts-Controlor:, 
eventuell eine Steueramts-Officialſtelle in der X., eventuell zwei Steuer: 
amts- Adjunctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bei der k. k. 
niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection bis 22. März (Amtsblatt Nr. 52.) 


Conlurg⸗Ausſchreibung. 


Bei dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe iſt die 
r zlueiten Becrekärs 
zweiten 18 


mit dem Jahresgehalte von 1600 fl., einer jährlichen Aetivitätszulage 
von 160 fl. und in die Penſion einrechenbaren Quinquennalzulagen 
von 100 fl., ſowie einem Amtspauſchale von jährlich 8 fl. zu beſetzen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben den Nachweis über ihre Nationalität, 
Alter, Familieuverhältuiſſe, Heimatszuſtändigkeit, ſittliches Verhalten, 
bisherige Verwendung und die mit gutem Erfolge abgelegte Advocaten— 


Stelle eines 


Die Beſetzung dieſer Stelle erfolgt durch den Landesausſchuß, 
die Genehmigung der Beſetzung iſt jedoch dem h. Yandtage vorbehalten. 

Die Geſuche ſind bis 1. April 1898 bei dem gefertigten Landes— 
ausſchuſſe einzubringen. 


Rürntneriſcher Landesausſchuß. 


Klagenfurkl. am 21. Februar 1898. 


DER- Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 19 und 20 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


